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2 3 4 . Verordnung: 4. Suchtgiftverordnungsnovelle.
2 3 5 . Verordnung: Änderung des Verzeichnisses der Rohstoffe, Halberzeugnisse und Fertigwaren.
2 3 6 . Kundmachung: Beitritt Indiens zu der Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken der Literatur und

der Kunst.
2 3 7 . Kundmachung: Weitere Ratifikationen und Beitritte zum Internationalen Abkommen zur Erleichterung der

Einfuhr von Warenmustern und Werbematerial.
2 3 8 . Kundmachung: Beitritt weiterer Staaten zum Abkommen über den Straßenverkehr und zum Protokoll

über Straßenverkehrszeichen und über die Ausdehnung des Abkommens über den Straßen-
verkehr auf weitere Gebiete, deren internationale Beziehungen das Vereinigte Königreich
von Großbritannien und Nordirland wahrnimmt.

2 3 4 . Verordnung des Bundesministeriums
für soziale Verwaltung vom 15. September
1958, womit die Suchtgiftverordnung, BGBl.
Nr. 19/1947, neuerlich abgeändert wird

(4. Suchtgiftverordnungsnovelle).

Auf Grund des § 1 Abs. 2 des Suchtgiftgesetzes
1951, BGBl. Nr. 234, wird im Einvernehmen
mit den Bundesministerien für Land- und Forst-
wirtschaft und für Handel und Wiederaufbau
verordnet:

Die Suchtgiftverordnung, BGBl. Nr. 19/1947,
in der Fassung der 3. Suchtgiftverordnungs-
novelle, BGBl. Nr. 122/1952, wird abgeändert
und ergänzt wie folgt:
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Proksch

2 3 5 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 24. Oktober 1958, mit
der das Verzeichnis der Rohstoffe, Halb-
erzeugnisse und Fertigwaren geändert wird.

Auf Grund des § 75 der Durchführungs-
bestimmungen zum Umsatzsteuergesetz in der
Fassung des Art. I Abs. 1 des Ausfuhrförderungs-
gesetzes 1957, BGBl. Nr. 71, wird verordnet:

§ 1.
Das als Anlage der Verordnung des Bundes-

ministeriums für Finanzen vom 23. Juli 1958,
BGBl. Nr. 187, angeschlossene Verzeichnis der
Rohstoffe, Halberzeugnisse und Fertigwaren wird
wie folgt geändert:
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§ 2.
Diese Verordnung ist auf vergütungsfähige Vorgänge anzuwenden, die nach dem Inkraft-

treten dieser Verordnung bewirkt werden.

Kamitz
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236. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 22. Oktober 1958 über den Bei-
tritt Indiens zu der Berner Übereinkunft
zum Schutze von Werken der Literatur und

der Kunst.

Nach einer Mitteilung der Regierung der
Schweizerischen Eidgenossenschaft ist Indien der
Berner Übereinkunft zum Schutze von Werken
der Literatur und der Kunst vom 9. September
1886 in der in Brüssel am 26. Juni 1948 revi-
dierten Fassung, BGBl. Nr. 183/1953, beige-
treten.

Gemäß Art. 25 ist der Beitritt Indiens am
21. Oktober 1958 in Kraft getreten.

Raab

2 3 7 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 22. Oktober 1958 über weitere
Ratifikationen und Beitritte zum Internatio-
nalen Abkommen zur Erleichterung der Ein-
fuhr von Warenmustern und Werbematerial.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben seit der Kund-
machung im BGBl. Nr. 187/1956 nachstehende
Staaten das Internationale Abkommen zur Er-
leichterung der Einfuhr von Warenmustern und
Werbematerial, BGBl. Nr. 187/1956, ratifiziert
beziehungsweise sind diesem beigetreten:

Belgien samt Belgisch-Kongo und Ruanda-
Urundi; Ghana; Haiti; Israel; Italien; Luxem-
burg; Malaya; Neuseeland einschließlich Cook-
Inseln samt Niue, Tokelau-Inseln und West-
Samoa; Portugal; Türkei; Ungarn; Vereinigte
Staaten von Amerika samt allen Besitzungen,
ausgenommen Amerikanisch-Samoa, Guam, das
Kingman-Riff, die Johnson-Insel, die Midway-
Inseln, die Jungfern-Inseln und die Insel Wake.

Das Vereinigte Königreich von Großbritannien
und Nordirland hat die Anwendung des Ab-
kommens für folgende Gebiete, deren internatio-
nale Beziehungen es wahrnimmt, bekanntgege-
ben: Aden, Barbados, Britisch-Guayana, Britisch-
Honduras, Zypern, Falkland-Inseln, Fidschi,
Gambia, Gibraltar, Hongkong, Jamaika, Kenya
(mit Vorbehalt), die Inseln über dem Wind:
Antigua, Montserrat, St. Christopher, Dominika,
St. Lucia, St. Vincent, Grenada, Nevis und
Anguilla, Britische Jungfern-Inseln; Malta (mit
Vorbehalten), Mauritius, Nord-Borneo, Födera-
tion von Nigerien, St. Helena, Sansibar, Sarawak,
Seychellen, Sierra Leone, Singapur, Protektorat
Somaliland, Tanganyika (mit Vorbehalt), Tonga,
Trinidad und Tobago (mit Vorbehalt), Uganda
(mit Vorbehalt).

Die erwähnten Vorbehalte haben folgenden
Wortlaut:

1. Kenya:
Kenya ist durch Artikel V des Abkommens

nicht gebunden.

2. Malta:
a) Der vom Gesetz eingeräumte Zeitraum für

die Wiederausfuhr von Waren, die zur vor-
übergehenden Einfuhr zugelassen wurden,
beträgt drei Monate, wobei dieser Zeit-
raum bei Vorliegen eines ausreichenden
Grundes ausgedehnt werden kann.

b) Wenn die gesamte Warenmenge nicht aus
Malta ausgeführt wird, gilt die zur Dek-
kung der Zollpflicht erlegte Kaution als
verfallen.

c) Warenmuster von hohem Wert fallen
unter die Bestimmungen für die vorüber-
gehende Einfuhr und unter die Vorschrif-
ten, die in Übereinstimmung mit Ab-
satz 3 des Artikels III erlassen werden.

3. Tanganyika:
Tanganyika ist durch Artikel V des Abkom-

mens nicht gebunden.

4. Trinidad und Tobago:
Absatz 6 des Artikels III kann in Trinidad

nicht durchgeführt werden, da die Zoll- und
Steuerbehörde keine eigene Verrechnung vor-
nimmt und Vergütungen durch Scheine des
Schatzamtes erfolgen.

5. Uganda:
Uganda ist durch Artikel V des Abkommens

nicht gebunden.

Raab

238. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 22. Oktober 1958 über den Bei-
tritt weiterer Staaten zum Abkommen über
den Straßenverkehr und zum Protokoll über
Straßenverkehrszeichen und über die Aus-
dehnung des Abkommens über den Straßen-
verkehr auf weitere Gebiete, deren inter-
nationale Beziehungen das Vereinigte König-
reich von Großbritannien und Nordirland

wahrnimmt.

Seit der Kundmachung im BGBl. Nr. 24/1958
sind nach Mitteilungen des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen folgende weitere Staaten
beigetreten dem
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Anläßlich der Hinterlegung ihrer Beitritts-
urkunden erklärten die Regierungen von Malaya
und Neu-Seeland im Sinne des Artikels 2 Ab-
satz 1 des Abkommens über den Straßenverkehr,
daß die Anhänge 1 und 2 des vorliegenden Ab-
kommens nicht angewendet werden.

Die Regierung von Spanien hat im Sinne des
Artikels 28 des Abkommens über den Straßen-
verkehr und gemäß Artikel 57 des Protokolls
über Straßenverkehrszeichen erklärt, daß das
Abkommen und das Protokoll auch für die von
Spanien verwalteten Orte und Provinzen in
Afrika gelten sollen.

Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland hat weiters
das Abkommen über den Straßenverkehr unter
folgenden Vorbehalten auf nachstehende Gebiete
erstreckt, deren internationale Beziehungen vom
Vereinigten Königreich von Großbritannien und
Nordirland wahrgenommen werden:

1. Die Insel Man mit folgenden Vorbehalten:

I. Im Zusammenhang mit Artikel 24 des ge-
nannten . Abkommens behält sich die Regierung
der Insel Man das Recht vor, Personen die Füh-
rung eines anderen als eines vorübergehend in
das Gebiet der Insel Man eingeführten Fahr-
zeuges nicht zu gestatten, wenn

a) das Fahrzeug zur Personenbeförderung
gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird und

b) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den Gesetzen der Insel Man ver-
pflichtet wäre, im Besitz eines besonderen
Berufsführerscheines zu sein.

II. Im Zusammenhang mit Artikel 26 des ge-
nannten Abkommens müssen zum internatio-
nalen Verkehr im Gebiete der Insel Man zuge-
lassene Fahrräder entsprechend den Gesetzen der
Insel Man vom Hereinbrechen der Dunkelheit
an, nachts oder wenn die Witterung es erfordert,
nach vorne ein weißes Licht und nach hinten
ein rotes Licht und einen roten Rückstrahler
zeigen.

III. Die Regierung der Insel Man erklärt
a) daß sie gemäß den Bestimmungen des

Artikels 2 Absatz 1 des genannten Ab-
kommens die Anhänge 1 und 2 von der
Anwendung des Abkommens ausnehmen
wird und

b) daß sie gemäß den Bestimmungen des An-
hanges 6 Abschnitt IV lit. b des genann-

ten Abkommens an Zugfahrzeugen nur
einen Anhänger, an Sattelkraftfahrzeugen
jedoch keinen Anhänger zulassen wird.
Ferner werden Sattelkraftfahrzeuge nicht
zur Personenbeförderung gegen Miete oder
gegen Entgelt zugelassen.

2. Der Bezirk Guernsey mit folgenden Vor-
behalten:

I. Die auf Motorfahrzeuge bezüglichen Be-
stimmungen des vorliegenden Abkommens fin-
den auf dem Gebiet der Insel Sark, auf welcher
die Verwendung von Motorfahrzeugen — ausge-
nommen Motortraktoren für bestimmte be-
schränkte Zwecke — verboten ist, keine An-
wendung.

II. Im Zusammenhang mit Artikel 24 des
genannten Abkommens behalten sich die Insel-
behörden des Bezirkes Guernsey das Recht vor,
Personen die Führung eines anderen als eines
vorübergehend in den Bezirk Guernsey einge-
führten Fahrzeuges nicht zu gestatten, wenn

a) das Fahrzeug zur Personenbeförderung
gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird und

b) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den im Bezirk Guernsey gelten-
den Vorschriften verpflichtet wäre, im Be-
sitze eines besonderen Berufsführerscheines
zu sein.

III. Im Zusammenhang mit Artikel 26 des ge-
nannten Abkommens müssen zum internatio-
nalen Verkehr im Bezirk Guernsey zugelassene
Fahrräder entsprechend den im Bezirk Guernsey
geltenden Vorschriften vom Hereinbrechen der
Dunkelheit an, nachts oder wenn die Witterung
es erfordert, nach vorne ein weißes Licht und
nach hinten ein rotes Licht und einen roten
Rückstrahler zeigen.

IV. Weiters erklären die Inselbehörden des
Bezirkes Guernsey,

a) daß sie gemäß den Bestimmungen des
Artikels 2 Absatz 1 des genannten Ab-
kommens die Anhänge 1 und 2 von der
Anwendung des Abkommens ausnehmen
werden, und

b) daß sie gemäß den Bestimmungen des An-
hanges 6 Abschnitt IV lit. b des ge-
nannten Abkommens an Zugfahrzeugen
nur einen Anhänger, an Sattelkraftfahr-
zeugen jedoch keinen Anhänger zulassen
werden. Ferner werden Sattelkraftfahr-
zeuge nicht zur Personenbeförderung gegen
Miete oder gegen Entgelt zugelassen.

3. Die Staaten von Jersey mit folgenden Vor-
behalten:

I. Im Zusammenhang mit Artikel 24 des ge-
nannten Abkommens behalten sich die Staaten
von Jersey das Recht vor, Personen die Führung
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eines anderen als eines vorübergehend in die
Insel eingeführten Fahrzeuges nicht zu gestatten,
wenn

a) das Fahrzeug zur Personenbeförderung
gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird und

b) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den Gesetzen der Insel ver-
pflichtet wäre, im Besitz eines besonderen
Berufsführerscheines zu sein.

II. Im Zusammenhang mit Artikel 26 des ge-
nannten Abkommens müssen zum internatio-
nalen Verkehr auf der Insel zugelassene Fahr-
räder entsprechend den Gesetzen der Insel vom
Hereinbrechen der Dunkelheit an, nachts oder
wenn die Witterung es erfordert, nach vorne
ein weißes Licht und nach hinten ein rotes Licht
und einen roten Rückstrahler zeigen.

III. Weiters erklären die Staaten von Jersey,
a) daß sie gemäß den Bestimmungen des

Artikels 2 Absatz 1 des genannten Ab-
kommens die Anhänge 1 und 2 von der
Anwendung des Abkommens ausnehmen
werden, und

b) daß sie gemäß den Bestimmungen des An-
hanges 6 Abschnitt IV lit. b des ge-
nannten Abkommens an Zugfahrzeugen
nur einen Anhänger, an Sattelkraftfahr-
zeugen jedoch keinen Anhänger zulassen
werden. Ferner werden Sattelkraftfahr-
zeuge nicht zur Personenbeförderung gegen
Miete oder gegen Entgelt zugelassen.

4. Die Kolonie Aden, Britisch-Guayana und
die Seychellen mit folgenden Vorbehalten:

I. Im Zusammenhang mit Artikel 24 des ge-
nannten Abkommens behält sich die Regierung
von Aden, Britisch-Guayana und der Seychellen
das Recht vor, Personen die Führung eines
anderen als eines vorübergehend in das Gebiet
von Aden, Britisch-Guayana und der Seychellen
eingeführten Fahrzeuges nicht zu gestatten, wenn

a) das Fahrzeug zur Personenbeförderung
gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird und

b) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den Gesetzen der Kolonie Aden,
von Britisch-Guayana und der Seychellen
verpflichtet wäre, im Besitze eines beson-
deren Berufsführerscheines zu sein.

II. Im Zusammenhang mit Artikel 26 des ge-
nannten Abkommens müssen zum internatio-
nalen Verkehr in der Kolonie Aden, in Britisch-
Guayana und in den Seychellen zugelassene Fahr-
räder, entsprechend den Gesetzen der Kolonie
Aden, von Britisch-Guayana und der Seychellen
vom Hereinbrechen der Dunkelheit an, nachts
oder wenn die Witterung es erfordert, nach
vorne ein weißes Licht und nach hinten ein rotes
Licht und einen roten Rückstrahler zeigen.

III. Weiters erklärt die Regierung der Kolonie
Aden, von Britisch-Guayana und der Seychellen,

a) daß sie gemäß den Bestimmungen des
Artikels 2 Absatz 1 des genannten Ab-
kommens die Anhänge 1 und 2 von der
Anwendung des Abkommens ausnehmen
wird und

b) daß sie gemäß den Bestimmungen des An-
hanges 6 Abschnitt IV lit. b des ge-
nannten Abkommens an Zugfahrzeugen
nur einen Anhänger, an Sattelkraftfahr-
zeugen jedoch keinen Anhänger zulassen
wird. Ferner werden Sattelkraftfahr-
zeuge nicht zur Personenbeförderung gegen
Miete oder gegen Entgelt zugelassen.

5. Zypern mit folgenden Vorbehalten:

I. Im Zusammenhang mit Artikel 24 des ge-
nannten Abkommens behält sich die Regierung
von Zypern das Recht vor, Personen die Füh-
rung eines anderen als eines vorübergehend in
das Gebiet von Zypern eingeführten Fahrzeuges
nicht zu gestatten, wenn

a) das Fahrzeug zur Personenbeförderung
gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird und

b) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den Gesetzen von Zypern ver-
pflichtet wäre, im Besitz eines besonderen
Berufsführerscheines zu sein.

II. Im Zusammenhang mit Artikel 26 des ge-
nannten Abkommens müssen zum internatio-
nalen Verkehr in Zypern zugelassene Fahr-
räder entsprechend den Gesetzen von Zypern
vom Hereinbrechen der Dunkelheit an, nachts
oder wenn die Witterung es erfordert, nach
vorne ein weißes Licht und nach hinten ein
rotes Licht und einen roten Rückstrahler zeigen.

III. Weiters erklärt die Regierung von Zypern,
a) daß sie gemäß den Bestimmungen des

Artikels 2 Absatz 1 des genannten Ab-
kommens die Anhänge 1 und 2 von der
Anwendung des Abkommens ausnehmen
wird und

b) daß sie gemäß den Bestimmungen des An-
hanges 6 Abschnitt IV lit. b des ge-
nannten Abkommens an Zugfahrzeugen
nur einen Anhänger, an Sattelkraftfahr-
zeugen jedoch keinen Anhänger zulassen
wird. Ferner werden Sattelkraftfahr-
zeuge nicht zur Personenbeförderung gegen
Miete oder gegen Entgelt zugelassen.

6. Gibraltar mit folgenden Vorbehalten:

I. Im Zusammenhang mit Artikel 24 des ge-
nannten Abkommens behält sich die Regierung
von Gibraltar das Recht vor, Personen die Füh-
rung eines anderen als eines vorübergehend in
das Gebiet von Gibraltar eingeführten Fahr-
zeuges nicht zu gestatten, wenn
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a) das Fahrzeug zur Personenbeförderung
gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird und

b) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den Gesetzen von Gibraltar ver-
pflichtet wäre, im Besitz eines besonderen
Berufsführerscheines zu sein.

II. Weiters erklärt die Regierung von Gi-
braltar:

a) daß sie gemäß den Bestimmungen des
Artikels 2 Absatz 1 des genannten Ab-
kommens die Anhänge 1 und 2 von der
Anwendung des Abkommens ausnehmen
wird und

b) daß sie gemäß den Bestimmungen des An-
hanges 6 Abschnitt IV lit. b des ge-
nannten Abkommens an Zugfahrzeugen
nur einen Anhänger, an Sattelkraftfahr-
zeugen jedoch keinen Anhänger zulassen
wird. Ferner werden Sattelkraftfahr-
zeuge nicht zur Personenbeförderung gegen
Miete oder gegen Entgelt zugelassen.

7. Britisch-Honduras mit folgenden Vorbe-
halten:

I. Im Zusammenhang mit Artikel 24 des ge-
nannten Abkommens behält sich die Regierung
von Britisch-Honduras das Recht vor, Personen
die Führung eines anderen als eines vorüberge-
hend in das Gebiet von Britisch-Honduras ein-
geführten Fahrzeuges nicht zu gestatten, wenn

a) das Fahrzeug zur Personenbeförderung
gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird und

b) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den Gesetzen von Britisch-Hon-
duras verpflichtet wäre, im Besitz eines be-
sonderen Berufsführerscheines zu sein.

II. Im Zusammenhang mit Artikel 26 des ge-
nannten Abkommens müssen zum internatio-
nalen Verkehr in Britisch-Honduras zugelassene
Fahrräder entsprechend den Gesetzen von
Britisch-Honduras vom Hereinbrechen der
Dunkelheit an, nachts oder wenn die Witterung
es erfordert, nach vorne ein weißes Licht und
nach hinten ein rotes Licht und einen roten
Rückstrahler zeigen.

8. Uganda mit folgendem Vorbehalt:
Im Zusammenhang mit Artikel 24 des ge-

nannten Abkommens behält sich die Regierung
von Uganda das Recht vor, Personen die Füh-
rung eines anderen als eines vorübergehend in
das Gebiet von Uganda eingeführten Fahrzeuges
nicht zu gestatten, wenn

a) das Fahrzeug zur Personenbeförderung
gegen Miete oder gegen Entgelt oder zur
Güterbeförderung verwendet wird und

b) der Führer eines solchen Fahrzeuges ent-
sprechend den Gesetzen von Uganda ver-
pflichtet wäre, im Besitz eines besonderen
Berufsführerscheines zu sein.

Raab
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